
 

 

Stellungnahme 

BDEW Bundesverband 

der Energie- und 

Wasserwirtschaft e.V. 

Reinhardtstraße 32 

10117 Berlin 

Berlin, 30. Januar 2012 

Stellungnahme des Bundesverbandes der Energie- und 
Wasserwirtschaft e.V. gegenüber der Clearingstelle EEG zu 
folgenden Fragen (Verfahren 2011/8):  

Unter welchen Voraussetzungen sind Solarstromanlagen auf Flächen längs von 
Autobahnen oder Schienenwegen in einer Entfernung bis zu 110 Metern, ge-
messen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet worden i. S. d. 
§ 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2009 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c) EEG 2012? 
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Fragestellung: 

Unter welchen Voraussetzungen sind Solarstromanlagen auf Flächen längs von Autobahnen 
oder Schienenwegen in einer Entfernung bis zu 110 Metern, gemessen vom äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn, errichtet worden i. S. d. § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2009 bzw. 
§ 32 Abs. 1 Nr. 3 c) EEG 2012? 
 
Insbesondere: 
1. Was sind „Autobahnen“ i. S. d. § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2009 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 
c) EEG 2012? 
 
2. Was sind „Schienenwege“ i. S. d. § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2009 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 
3 c) EEG 2012? 
 
3. Wo liegt der „äußere Rand der befestigten Fahrbahn“ i. S. d. § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 
2009 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c) EEG 2012? 
 
4. Unter welchen Voraussetzungen sind stillgelegte Verkehrswege „Autobahnen“ oder 
„Schienenwege“ i. S. d. § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2009 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c) EEG 
2012? 
 
5. Welcher Zeitpunkt ist maßgeblich, wenn der Verlauf des Verkehrsweges geändert wird? 
 

Stellungnahme: 

Der BDEW teilt die Rechtsansicht der Clearingstelle EEG, dass „Autobahnen“ im Sinne von 
§ 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 nur solche Straßen 
umfassen kann, die als „Autobahnen“ mit den Schildern Nr. 330.1 und 330.2 nach der StVO 
versehen sind. Insbesondere gehören hierzu nicht Bundesstraßen, auch dann nicht, wenn sie 
autobahnähnlich ausgebaut sind, aber nicht die Schilder Nr. 330.1 und 330.2 nach der StVO 
aufweisen.  

Der BDEW ist allerdings der Auffassung, dass die „befestigte Fahrbahn“ im Sinne von § 32 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 bei Autobahnen nur aus 
den Fahrstreifen und dem Randstreifen, soweit bei Autobahnen vorhanden, besteht. Zur be-
festigten Fahrbahn gehören damit insbesondere keine Seitenstreifen (umgangssprachlich 
allgemein „Standspur“).  

Auch die Rechtsansicht der Clearingstelle EEG hinsichtlich der Definition des Begriffes 
„Schienenweg“ wird vom BDEW grundsätzlich geteilt. Allerdings weist der BDEW darauf hin, 
dass die zugrunde liegende Definition des Begriffes „Schienenweg“, d.h. „alle aus Gleisbett, 
Schwellen und Schienensträngen bestehende Fahrbahnen für Schienenfahrzeuge“, dann 
nicht zutrifft, wenn der Schienenweg aus technischen Gründen nicht über Schwellen verfügt, 
sondern z.B. wie in der DB-Ausbaustrecke von Frankfurt am Main nach Köln die Schienen 
direkt auf einem Betonbett angebracht sind. Diese Konstruktion ist auch bei innerörtlichen 
Schienenwegen vorzufinden, vor allem bei Straßenbahntrassen innerhalb von Straßenkör-
pern. In diesen Fällen liegt trotz des Umstandes, dass keine Schwellen im klassischen Sinne 
vorhanden sind, nach BDEW-Ansicht dennoch ein Schienenweg im Sinne von § 32 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 vor, da nicht erkennbar ist, auf-
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grund welcher Wertung diese Schienentrassen im Gegensatz zu solchen mit Schwellen keine 
Schienenwege im Sinne des EEG sein sollen.  

Der BDEW teilt allerdings nicht die Rechtsansicht der Clearingstelle EEG, dass die 110 m bei 
Schienenwegen ab der äußersten Kante des Gleisbettes berechnet werden. Nach Ansicht 
des BDEW ist dieser Abstand in Analogie zur Fahrbahn bei „Autobahnen“ im Sinne dieser 
Regelungen ab der äußeren Kante der innerhalb eines Schienenweges gelegenen äußeren 
Schiene1 zu berechnen.  

Hinsichtlich des Zeitpunkts der Beurteilung, ob eine Solarstromanlage die Voraussetzungen 
nach § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 einhält, insbe-
sondere, wenn der Verlauf des Verkehrsweges geändert wird, teilt der BDEW die Rechtsan-
sicht der Clearingstelle in dem Hinweisentwurf.  

Dies ergibt sich aus folgenden Überlegungen:  

 

1. Gesetzeswortlaut 

Gemäß § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 besteht für Strom aus einer Solarstromanlage 
nach § 32 Abs. 2 EEG 2010, „die im Geltungsbereich eines Bebauungsplans errichtet wurde, 
der zumindest auch zu diesem Zweck nach dem 1. September 2003 aufgestellt oder geän-
dert worden ist, die Vergütungspflicht des Netzbetreibers nur, wenn sich die Anlage (…) auf 
Flächen befindet, die längs von Autobahnen oder Schienenwegen liegen, und sie in einer 
Entfernung bis zu 110 Metern, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, er-
richtet wurde.“ 

Gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 „beträgt die Vergütung für Strom aus Solarstromanla-
gen 17,94 Cent pro Kilowattstunde2, wenn die Anlage (…) im Bereich eines beschlossenen 
Bebauungsplans im Sinne des § 30 des Baugesetzbuches errichtet worden ist und der Be-
bauungsplan nach dem 1. September 2003 zumindest auch mit dem Zweck der Errichtung 
einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie aufgestellt worden ist 
und sich die Anlage auf Flächen befindet, die längs von Autobahnen oder Schienenwegen 
liegen, und sie in einer Entfernung bis zu 110 Metern, gemessen vom äußeren Rand der be-
festigten Fahrbahn, errichtet worden ist.“ 

Beide Regelungen enthalten zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe, die zur Anwendung der 
Regelungen ausgelegt werden müssen. Die Ergebnisse gelten jedoch insoweit wegen ver-
gleichbaren Gesetzeswortlautes für beide Regelungen gleichermaßen.  

 

 

                                                
1  Bei nur einspurigen Schienenwegen ist dies jeweils die äußere Kante jeder der beiden Schienen.  
2  Vergütungsberechnung gemäß Degression nach § 20a EEG 2012 zum 1.1.2012 gemäß Veröffentlichung der 

Bundesnetzagentur unter 
http://www.bundesnetzagentur.de/cln_1911/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetGas/ErneuerbareEnergienGesetz/V
erguetungssaetzePVAnlagen/VerguetungssaetzePhotovoltaik_Basepage.html?nn=135464 
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Die nachfolgende Auslegung der Regelungen führt zusammengefasst zu folgenden 

Ergebnissen: 

„Autobahnen“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c 
EEG 2012 sind nur diejenigen Verkehrswege, die das Verkehrszeichen 330 bzw. die Ver-
kehrszeichen 330.1 und 330.2 der Straßenverkehrsordnung tragen, bzw. diejenigen Abschnit-
te dieser Verkehrswege, die zwischen diesen Verkehrszeichen liegen.  

Zur Autobahn gehörende Einrichtungen sind neben der Fahrbahn der Autobahn die Auto-
bahn-Nebenfahrbahnen wie die Zu- und Abfahrten an den Autobahn-Tankstellen und die 
Verbindungsfahrbahnen zwischen den Aus- und Einfahrten der Anschlussstellen, Verbin-
dungsfahrbahnen zwischen der durchgehenden Fahrbahn und einem Parkplatz sowie dessen 
Ausfahrverbindung zur durchgehenden Fahrbahn, sind Bestandteile der Autobahn, weil diese 
Autobahnteile zwischen den Verkehrszeichen 330.1 und 330.2 liegen, außerdem Parkplätze, 
Tank- und Raststättengelände und die Standspur einer Autobahn.  

Allerdings beginnt die Berechnung der Fläche von 110 Metern im Anschluss an die Fahrbahn 

der Autobahn. Da sie aber üblicherweise nicht dem normalen Fahrverkehr dient, ist sie als 
Seitenstreifen im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 2 StVO nicht Bestandteil der Fahrbahn der Auto-
bahn3.  

Beschleunigungsstreifen sind nach § 2 Abs. 1 StVO unselbständige Bestandteile der Rich-
tungsfahrbahn4. Daher gehören sie sowohl zur Autobahn, als auch zu deren „Fahrbahn“ im 
Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012. 

„Schienenwege“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c 
EEG 2012 ist der Schienenfahrweg, bestehend aus dem Bahndamm, dem Schotterbett, den 
Schwellen und den Gleisen. Hierzu gehören zum einen für die private als auch für die öffent-
liche Nutzung genutzte Schienenwege, zum anderen sowohl Schienenwege für überregionale 
Nutzung als auch solche für den S-Bahn-, U-Bahn- und Straßenbahnverkehr Grundvoraus-
setzung für die Annahme eines Schienenweges im Sinne dieser Regelungen ist die aktuelle 
Nutzung des Schienenweges zumindest für den Fahrverkehr.  

Bereits stillgelegte oder teilweise bzw. vollständig demontierte Bahntrassen sind mglw. „Kon-
versionsflächen aus vorheriger verkehrlicher Nutzung“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 
EEG 2010 oder § 32 Abs. 2 Nr. 2 EEG 2012, aber keine „Schienenwege“ im Sinne von § 32 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 mehr.  

Es liegt nahe, den Begriff „Schienenwege“ nach § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 
Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 auf die für den fließenden Verkehr benutzten Schienenwege zu be-
grenzen, und Bahnhöfe, Abstellanlagen, Instandhaltungs- und Instandsetzungsanlagen, Lok-
schuppen etc. vom Wortlaut des Begriffes „Schienenwege“ auszunehmen.  

                                                
3  OLG Franfurt am Main, VRS 82, S. 255; Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 34. Aufl., 1997, § 18 

StVO, Rdn. 14b, und § 2 StVO, Rdn. 25, jeweils m.w.N. 
4  Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 34. Aufl., 1997, § 2 StVO, Rdn. 28a; BGHSt 30, S. 85 = NJW 

1981, S. 1968; OLG Köln, VRS 62, S. 303.  
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In Anlegung des Bedeutungsinhaltes des Begriffes „befestigte Fahrbahn“ bei „Autobahnen“ 
auf „Schienenwege“ bedeutet dies bei Schienenwegen, dass dann von diesem Begriff nur die 
Fläche umfasst wird, die zwischen den Außenkanten der jeweils äußeren Gleise eines Schie-
nenweges gelegen ist. Wie bei „Autobahnen“ wäre nur die Fläche umfasst, die als unmittelba-
re Transportfläche für den fließenden Verkehr vorgesehen ist. Nicht umfasst von der Fläche 
wären dementsprechend insbesondere die über die Außenkanten der jeweils äußeren Gleise 
eines Schienenweges hinausgehenden Abschnitte der Bahnschwellen, das Schotterbett bzw. 
ein anstelle dessen errichteter fester Untergrund, z.B. aus Beton, sowie eine eventuelle Bö-
schung als Bahndamm.  

Mangels anderer Anhaltspunkte ist davon auszugehen, dass für die Bestimmung des Ab-
standes von 110 Metern sowohl bei „Autobahnen“ als auch bei „Schienenwegen“ nach § 32 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 die Luftlinie und nicht die 
Oberflächenentfernung maßgeblich ist, rechtwinklig an den Abschluss der „Fahrbahn“ ange-
legt.  

 

2. Definition der Begriffe „Autobahnen“ und „Schienenwege“ im Sinne von § 32 Abs. 

3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012? 

Gemäß § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 besteht die Vergütungspflicht des Netzbetreibers 
für Strom aus einer Anlage nach § 32 Abs. 2 EEG 2010, die im Geltungsbereich eines Be-
bauungsplans errichtet wurde, der zumindest auch zu diesem Zweck nach dem 1. September 
2003 aufgestellt oder geändert worden ist, nur, wenn sich die Anlage auf Flächen befindet, 
die längs von Autobahnen oder Schienenwegen liegen, und sie in einer Entfernung bis zu 
110 Metern, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet wurde. Ge-
mäß § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 besteht die Vergütungspflicht des Netzbetreibers, wenn 
die Anlage (…) im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans im Sinne des § 30 des 
Baugesetzbuches errichtet worden ist und der Bebauungsplan nach dem 1. September 2003 
zumindest auch mit dem Zweck der Errichtung einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus 
solarer Strahlungsenergie aufgestellt worden ist und sich die Anlage auf Flächen befindet, die 
längs von Autobahnen oder Schienenwegen liegen, und sie in einer Entfernung bis zu 110 
Metern, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet worden ist. 

Die Begriffe „Autobahnen“ und „Schienenwege“ werden in § 32 Abs. 3 Nr. 4 EEG 2009 bzw. 
§ 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 nicht näher definiert und sind daher durch Auslegung zu be-
stimmen.  

 

a) Auslegung des Begriffes „Autobahn“ 

Gemäß dem allgemeinen Sprachgebrauch sind „Autobahnen“ in Deutschland in der Regel 
Bundesautobahnen (Abk.: BAB) nach dem Bundesfernstraßengesetz (FStrG); es können 
jedoch auch andere Straßen, die einen geeigneten Ausbauzustand besitzen, als Autobahnen 
beschildert sein. Umgekehrt sind nicht alle Bundesautobahnen auch als Autobahn beschil-
dert.   



  

In gesetzessystematischer Hinsicht
(StVO) diejenigen Straßen, die 
werden. Dementsprechend erfolgt die Festlegung, ob es sich bei einer Straße um eine Aut
bahn im Sinne der Straßenverkehrsordnung handelt, durch Beschild
dem Verkehrszeichen 330 der Straßenverkehrsordnung (siehe z.B. 
wobei sich dieses in das Verkehrszeichen 330.1 (Autobahnanfang) und 330.2 (Autobahne
de) gliedert5: 

 

Verkehrszeichen        330.1 

Demgegenüber sind Bundesautobahnen

(FStrG) Bundesfernstraßen, die nur für den Schnellverkehr mit
so angelegt sind, dass sie frei von höhengleichen
besonderen Anschlussstellen ausgestattet sind.
Richtungsverkehr haben. Gemäß 
Bundesstraßen des Fernverkehrs (Bundesfernstraßen) 
zusammenhängendes Verkehrsnetz bilden und einem weiträumigen Verkehr dienen oder zu 
dienen bestimmt sind. In der geschlossenen Ortslage (
sammenhängenden Verkehrsnetz die zur Aufnahme des weiträumigen Verke
Straßen. 

Die Festlegung, wann es sich bei einem Verkehrsweg um eine „Autobahn“ handelt, erfolgt 
somit im Rahmen des Straßenverkehrsrechts durch Verleihung des Verkehrszeichens 330 
bzw. der Zeichen 330.1 und 330.2 der StVO. Da diese Verkehrs
hen werden können, die keine Bundesautobahnen im Sinne des FStrG sind, und außerdem 
diese Verkehrszeichen Anfang und Ende einer konkreten, als Autobahn bezeichneten Straße 
kennzeichnen, ist die Definition des Begriffes „Autobahn“
präziser, als die Definition des Begriffes „Bundesautobahn“ durch das Bundesfernstraßeng
setz. Außerdem verwenden § 
2012 den Begriff „Autobahnen“ wie in der Straß
desautobahnen“ wie im Bundesfernstraßengesetz. 

„Bundesautobahnen“ nach dem FStrG, die nicht, noch nicht, oder teilweise nicht das Ve
kehrszeichen 330 der Straßenverkehrsordnung tragen, sind im Zweifel keine „Autoba
im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010
mangels Verleihung der Verkehrszeichen für Autobahnen nicht als solche genutzt werden. 
Insofern würden sie auch nicht die Kriterien erfüllen, die der Gesetzgebe

                                                
5  Vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/Autobahn_(Deutschland)

gesetzessystematischer Hinsicht sind Autobahnen im Sinne der Straßenverkehrsordnung
(StVO) diejenigen Straßen, die durch das Verkehrszeichen 330 der StVO gekennzeichnet

Dementsprechend erfolgt die Festlegung, ob es sich bei einer Straße um eine Aut
bahn im Sinne der Straßenverkehrsordnung handelt, durch Beschilderung der Straße mit 
dem Verkehrszeichen 330 der Straßenverkehrsordnung (siehe z.B. § 18 Abs. 1 Satz 1 StVO), 
wobei sich dieses in das Verkehrszeichen 330.1 (Autobahnanfang) und 330.2 (Autobahne

              

330.1    330.2 

Bundesautobahnen gemäß § 1 Abs. 3 des Bundesfernstraßengesetzes
(FStrG) Bundesfernstraßen, die nur für den Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt und 
so angelegt sind, dass sie frei von höhengleichen Kreuzungen und für Zu- 
besonderen Anschlussstellen ausgestattet sind. Sie sollen getrennte Fahrbahnen für den 

Gemäß § 1 Abs. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) sind 
Bundesstraßen des Fernverkehrs (Bundesfernstraßen) wiederum öffentlich
zusammenhängendes Verkehrsnetz bilden und einem weiträumigen Verkehr dienen oder zu 
dienen bestimmt sind. In der geschlossenen Ortslage (§ 5 Abs. 4 FStrG) gehören zum z
sammenhängenden Verkehrsnetz die zur Aufnahme des weiträumigen Verke

Die Festlegung, wann es sich bei einem Verkehrsweg um eine „Autobahn“ handelt, erfolgt 
somit im Rahmen des Straßenverkehrsrechts durch Verleihung des Verkehrszeichens 330 
bzw. der Zeichen 330.1 und 330.2 der StVO. Da diese Verkehrszeichen auch Straßen verli
hen werden können, die keine Bundesautobahnen im Sinne des FStrG sind, und außerdem 
diese Verkehrszeichen Anfang und Ende einer konkreten, als Autobahn bezeichneten Straße 
kennzeichnen, ist die Definition des Begriffes „Autobahn“ durch die Straßenverkehrsordnung 
präziser, als die Definition des Begriffes „Bundesautobahn“ durch das Bundesfernstraßeng

 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
den Begriff „Autobahnen“ wie in der Straßenverkehrsordnung, nicht den Begriff „Bu

desautobahnen“ wie im Bundesfernstraßengesetz.  

„Bundesautobahnen“ nach dem FStrG, die nicht, noch nicht, oder teilweise nicht das Ve
kehrszeichen 330 der Straßenverkehrsordnung tragen, sind im Zweifel keine „Autoba

32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012
mangels Verleihung der Verkehrszeichen für Autobahnen nicht als solche genutzt werden. 

nicht die Kriterien erfüllen, die der Gesetzgeber als Grund für die 

        

http://de.wikipedia.org/wiki/Autobahn_(Deutschland) 
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ßenverkehrsordnung 
gekennzeichnet 

Dementsprechend erfolgt die Festlegung, ob es sich bei einer Straße um eine Auto-
erung der Straße mit 

18 Abs. 1 Satz 1 StVO), 
wobei sich dieses in das Verkehrszeichen 330.1 (Autobahnanfang) und 330.2 (Autobahnen-

Bundesfernstraßengesetzes 
Kraftfahrzeugen bestimmt und 

 und Abfahrt mit 
Sie sollen getrennte Fahrbahnen für den 

1 Abs. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) sind 
öffentliche Straßen, die ein 

zusammenhängendes Verkehrsnetz bilden und einem weiträumigen Verkehr dienen oder zu 
) gehören zum zu-

sammenhängenden Verkehrsnetz die zur Aufnahme des weiträumigen Verkehrs notwendigen 

Die Festlegung, wann es sich bei einem Verkehrsweg um eine „Autobahn“ handelt, erfolgt 
somit im Rahmen des Straßenverkehrsrechts durch Verleihung des Verkehrszeichens 330 

zeichen auch Straßen verlie-
hen werden können, die keine Bundesautobahnen im Sinne des FStrG sind, und außerdem 
diese Verkehrszeichen Anfang und Ende einer konkreten, als Autobahn bezeichneten Straße 

durch die Straßenverkehrsordnung 
präziser, als die Definition des Begriffes „Bundesautobahn“ durch das Bundesfernstraßenge-

32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
enverkehrsordnung, nicht den Begriff „Bun-

„Bundesautobahnen“ nach dem FStrG, die nicht, noch nicht, oder teilweise nicht das Ver-
kehrszeichen 330 der Straßenverkehrsordnung tragen, sind im Zweifel keine „Autobahnen“ 

32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012, weil sie 
mangels Verleihung der Verkehrszeichen für Autobahnen nicht als solche genutzt werden. 

r als Grund für die 
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Privilegierung der entsprechenden Flächen angenommen hat, nämlich die stärkere Belastung 
dieser Flächen durch Lärm und Abgase des Straßen- und Schienenverkehrs in dem Umfang 
wie von Autobahnen, weshalb sie zu einem großen Teil sowohl wirtschaftlich als auch ökolo-
gisch weniger wertvoll seien6.  

Es ist daher davon auszugehen, dass „Autobahnen“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 
EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 nur diejenigen Verkehrswege sind, die das Ver-
kehrszeichen 330 bzw. die Verkehrszeichen 330.1 und 330.2 der Straßenverkehrsordnung 
tragen, bzw. diejenigen Abschnitte dieser Verkehrswege, die zwischen diesen Verkehrszei-
chen liegen.  

 

b) Weitere Bestandteile einer „Autobahn“ sowie Abgrenzung der „Autobahn“ zu ande-

ren Verkehrseinrichtungen 

Für die Aufstellung der Verkehrskennzeichen 330.1 und 330.2 der Straßenverkehrsordnung 
gelten gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-
StVO) vom 22. Oktober 1998 in der Fassung vom 17. Juli 20097 folgende Maßgaben:  

 

„Zu Zeichen 330.1 Autobahn  

I. Das Zeichen ist sowohl am Beginn der Autobahn als auch an jeder Anschlußstel-
lenzufahrt aufzustellen. In der Regel muß es am Beginn der Zufahrt aufgestellt 
werden. 

II. Das Zeichen darf auch an Straßen aufgestellt werden, die nicht als Bundesauto-
bahnen nach dem Bundesfernstraßengesetz gewidmet sind, wenn diese Straßen 
für Schnellverkehr geeignet sind, frei von höhengleichen Kreuzungen sind, ge-
trennte Fahrbahnen für den Richtungsverkehr haben und mit besonderen An-
schlußstellen für die Zu- und Ausfahrten ausgestattet sind. Voraussetzung ist 
aber, dass für den Verkehr, der Autobahnen nicht befahren darf, andere Straßen, 
deren Benutzung zumutbar ist, und für die Anlieger anderweitige Ein- und Ausfahr-
ten zur Verfügung stehen. 

 

Zu Zeichen 330.2 und 331.2 Ende der Autobahn und Kraftfahrstraße 

VwV zu Zeichen 330.2 und 331.2 Ende der Autobahn und Kraftfahrstraße  

I. Das jeweilige Zeichen ist am Ende der Autobahn oder der Kraftfahrstraße und an 
allen Ausfahrten der Anschlussstellen anzuordnen, wobei eine Vorankündigung in 
aller Regel entbehrlich ist. 

                                                
6  BT-Drs. 17/1147, S. 5, S. 10 
7  http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm#ivz15 
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II. Das jeweilige Zeichen entfällt, wenn die Autobahn unmittelbar in eine Kraftfahr-
straße übergeht oder umgekehrt. Dann ist stattdessen Zeichen 330.1 oder 331.1 
anzuordnen. 

 

Zu Zeichen 331.1 Kraftfahrstraße 

I. Voraussetzung für die Anordnung des Zeichens ist, dass für den Verkehr, der 
Kraftfahrstraßen nicht befahren darf, andere Straßen, deren Benutzung zumutbar 
ist, zur Verfügung stehen. 

II. Das Zeichen ist an allen Kreuzungen und Einmündungen zu wiederholen. 

 

Zu Zeichen 333 Ausfahrt von der Autobahn  

VwV zu Zeichen 333 Ausfahrt von der Autobahn 

Außerhalb von Autobahnen darf das Zeichen nur an einer autobahnähnlich ausgebau-
ten Straße (vgl. Nummer II zu Zeichen 330.1; Randnummer 2) angeordnet werden. 
Dann hat das Zeichen entweder einen gelben oder - sofern es Zeichen 332 in weiß mit 
Zielen gemäß Zeichen 432 folgt - weißen Grund. Die Schrift und der Rand sind 
schwarz.“ 

 

Hieraus ergeben sich folgende Bestandteile einer „Autobahn“ bzw. folgende Abgrenzung der 
„Autobahn“ zu anderen Verkehrseinrichtungen: 

Sind nur bestimmte Stücke einer Verkehrsstraße durch die Kennzeichen 330.1 und 330.2 der 
StVO als „Autobahnen“ gekennzeichnet, sind nur die entsprechenden Teilstücke „Autobah-
nen“ im Sinne von § 18 Abs. 1 StVO und damit Autobahnen im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012.  

Autobahn-Nebenfahrbahnen wie die Zu- und Abfahrten an den Autobahn-Tankstellen und die 
Verbindungsfahrbahnen zwischen den Aus- und Einfahrten der Anschlussstellen, Verbin-
dungsfahrbahnen zwischen der durchgehenden Fahrbahn und einem Parkplatz sowie dessen 
Ausfahrverbindung zur durchgehenden Fahrbahn, sind Bestandteile der Autobahn, weil diese 
Autobahnteile zwischen den Verkehrszeichen 330.1 und 330.2 liegen8.  

Parkplätze, Tank- und Raststättengelände gehören ebenfalls zur „Autobahn“, sie unterliegen 
jedoch nicht den Sonderregelungen des § 18 StVO9.  

Die Standspur einer Autobahn gehört, wie auch der linke Seitenstreifen zum Grünstreifen hin, 
zur Autobahn10. Da sie aber üblicherweise nicht dem normalen Fahrverkehr dient, ist sie als 

                                                
8  Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 34. Aufl., 1997, § 18 StVO Rdn. 14; BaObLG, VRS 1958, S. 154; 

Booß, VM 1979, S. 30 
9  Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 34. Aufl., 1997, § 18 StVO Rdn. 14; BaObLG, VRS 58, S. 154; 

OLG Frankfurt, VRS 57, S. 311; OLG Koblenz, NZV 1994, S. 83 
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Seitenstreifen im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 2 StVO nicht Bestandteil der Fahrbahn der Auto-
bahn11.  

Beschleunigungsstreifen sind nach § 2 Abs. 1 StVO unselbständige Bestandteile der Rich-
tungsfahrbahn12. Daher gehören sie sowohl zur Autobahn, als auch zu deren „Fahrbahn“ im 
Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012. 

Hinsichtlich der Abgrenzung der Begriffe „Autobahn“ und „Fahrbahn“ in § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 wird auf die nachfolgenden Ausführungen 
unter d) bb) verwiesen. 

 

c)  Auslegung des Begriffes „Schienenweg“ nach § 32 Abs. 3 Nr. 4 EEG 2010 bzw. 

§ 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 

Der Begriff „Schienenweg“ wird in § 32 Abs. 3 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
2012 nicht definiert und muss daher ausgelegt werden, insbesondere hinsichtlich der Ab-
grenzung zu anderen Einrichtungen.  

 

aa) Auslegung nach dem Wortsinn 

Gemäß dem Wortsinn sind hierunter Verkehrswege zu verstehen, die durch Schienen belegt 
worden sind, um z.B. dem Transport von Passagieren oder Gütern auf diesen Schienen zu 
dienen. Dies können Verkehrswege für den überregionalen Verkehr genauso wie Verkehrs-
wege für S-Bahnen, U-Bahnen, Straßenbahnen sein.  

Außerdem erforderlich ist es, dass diese Schienen ein Gleisbett aufweisen. Allerdings ist es 
nicht erforderlich, dass diese Schienenwege Schwellen aufweisen, wenn dies konstruktions-
bedingt nicht möglich bzw. nicht beabsichtigt war, z.B. bei Verlegung der Schienen auf einem 
Betonbett. Zu diesen Schienenwegen gehören dann in jedem Falle die betreffenden Schie-
nen und das Gleisbett, sowie – wenn vorhanden – auch entsprechende Schwellen.  

Nicht mehr vom Wortsinne umfasst wären Verkehrswege, die wegen Demontierung der 
Schienen nicht mehr vom schienengebundenen Verkehr genutzt werden, von denen z.B. nur 
noch das Gleisbett oder das Gleisbett und die Schwellen erhalten sind.  

Der Wortlaut in § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 diffe-
renziert außerdem nicht zwischen privaten und öffentlichen Schienenwegen, weshalb im 
Rahmen der Wortlautauslegung erst einmal davon ausgegangen werden muss, dass jegliche 
Schienenwege von dieser Regelung umfasst sind.  

                                                                                                                                                    
10  BGHSt 30, S. 85 = NJW 1981, S. 1968; OLG Frankfurt, VRS 46, S. 71; OLG Köln, VRS 50, S. 370; OLG 

Oldenburg, VRS 60, S. 312; OLG Düsseldorf, VRS 68, S. 141; OLG Hamm, VR 1991, S. 83; Ja-
gusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 34. Aufl., 1997, § 18 StVO Rdn. 14b. 

11  OLG Frankfurt am Main, VRS 82, S. 255; Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 34. Aufl., 1997, § 18 
StVO, Rdn. 14b, und § 2 StVO, Rdn. 25, jeweils m.w.N. 

12  Jagusch/Hentschel, Straßenverkehrsrecht, 34. Aufl., 1997, § 2 StVO, Rdn. 28a; BGHSt 30, S. 85 = NJW 
1981, S. 1968; OLG Köln, VRS 62, S. 303.  
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Dem Wortsinne nach gehören Nebeneinrichtungen, die nicht aus „Schienenwegen“ im enge-
ren Sinne bestehen, wie Bahnhöfe oder Stellwerke, nicht unmittelbar zu den Schienenwegen, 
da sie zwar eine Funktion im Rahmen des Transports von Passagieren oder Gütern über 
diese Schienenwege haben, aber nur die Gleisanlage als solches unmittelbar dieser Funktion 
dient. Allerdings ist bereits fraglich, ob „Schienenwege“ im Sinne dieser Regelungen dem 
Wortlaut nach auch Abstellgleise oder vergleichbare Gleisanlagen umfassen, die nicht regel-
mäßig, z.B. für den fließenden Verkehr genutzt werden. 

Mangels Eindeutigkeit der Gesetzesauslegung nach dem Wortlaut muss die Regelung nach 
der Systematik, der Historie und dem Gesetzeszweck ausgelegt werden.  

 

bb) Auslegung nach der Gesetzesystematik 

aaa) Binnensystematik innerhalb des EEG 2010 bzw. 2012: 

In gesetzessystematischer Hinsicht führt eine Parallelbetrachtung der §§ 40 und 42 EEG 
2010 bzw. EEG 2012 nicht weiter, da von diesen Regelungen nur „Schienenbahnen“ erfasst 
werden, nicht „Schienenwege“13.  

 

bbb) Eisenbahnrechtliche Gesetzgebung:  

Die eisenbahnrechtliche Gesetzgebung gibt keinen eindeutigen Befund hinsichtlich des Be-
griffes „Schienenwege“ und insbesondere der Abgrenzung der Bahntrassen zu sonstigen 
Einrichtungen.  

Das Grundgesetz (GG) regelt die Kompetenzen und die Organisation im Eisenbahnwesen in 
Art. 73 Nr. 6a GG und Art. 87e GG. Nach Art. 73 Nr. 6a GG hat der Bund die ausschließliche 
Gesetzgebungsbefugnis über den Verkehr von Eisenbahnen, die ganz oder mehrheitlich im 
Eigentum des Bundes stehen (Eisenbahnen des Bundes), den Bau, die Unterhaltung und das 
Betreiben von Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes sowie die Erhebung von Entgel-
ten für die Benutzung dieser Schienenwege. Art. 87e GG betrifft im Wesentlichen die Organi-
sation der Eisenbahn. Im Hinblick auf die Schienenwege sind Art. 87e Abs. 3 S. 2 und Abs. 5 
GG von Bedeutung. Gemäß Art. 87e Abs. 3 S. 2 GG stehen die als Wirtschaftsunternehmen 
in privat-rechtlicher Form geführten Eisenbahnen des Bundes im Eigentum des Bundes, so-
weit die Tätigkeit des Wirtschaftsunternehmens den Bau, die Unterhaltung und das Betreiben 
von Schienenwegen umfasst. Der Schienenwegevorbehalt des Art. 73 Nr. 6a bzw. des Art. 
87e Abs. 3 S. 2 GG wird dahingehend ausgelegt, dass der „Bau“ den Neubau und Ausbau 

                                                
13  Vgl. hierzu „Merkblatt für Schienenbahnenunternehmen“ (II B.) des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhr-

kontrolle (BAFA), das der Umsetzung der §§ 40 und 42 EEG 2009 dient. Hiernach, sind unter dem Begriff 
Schienenbahnen im Sinne des EEG Unternehmen zu verstehen, die Eisenbahnen und andere Bahnen wie 
Magnetschwebebahnen, Straßenbahnen und nach ihrer Bau- und Betriebsweise ähnliche Bahnen betreiben, 
die auf Schienen Güter und / oder Menschen transportieren. In den Merkblättern des BAFA zu §§ 40 ff. EEG 
werde der Begriff Schienenbahnunternehmen verwendet. Maßgeblich sei die Schienengebundenheit des 
Verkehrsmittels. Nicht in den Anwendungsbereich der besonderen Ausgleichsregelung fallen nach Auffas-
sung des BAFA Oberleitungsomnibusse und Schienenbahninfrastrukturunternehmen. Abzurufen unter 
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/besondere_ausgleichsregelung_eeg/merkblaetter/merkblatt_ii_b.pdf 
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des Netzes und seiner wesentlichen schienenspezifischen bzw. -notwendigen Bestandteile 
(Signaltechnik, Zugleitung, Grundstücke) umfasst14. Demnach ist bei der am Grundgesetz 
orientierten Auslegung zwischen den Institutionen „Schienenweg“ und „Betrieb“ und den ein-
deutig zuordenbaren Einrichtungen zu differenzieren. Als nicht schienenwege-notwendig sind 
beispielsweise Abfertigungshallen, Fahrpreiserhebungseinrichtungen und Güterumschlag-
plätze anzusehen15. Die „Unterhaltung“ betrifft die zur Aufrechterhaltung der Funktionstüch-
tigkeit des Netzes erforderlichen Maßnahmen. Betreiben meint die Führung der Betriebsleit- 
und Sicherheitssysteme sowie die Vorhaltung der Fahrwegkapazität und –ausstattung sowie 
die Verfügung über diese16. 

Gemäß § 8 Abs. 5 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes vom 15. November 199317 
sind Schienenwege im Sinne des Gesetzes die Schienenwege von Eisenbahnen einschließ-
lich der für den Betrieb der Schienenwege notwendigen Anlagen, deren Bau oder Änderung 
grundsätzlich Gegenstand einer Planfeststellung nach § 18 des Allgemeinen Eisenbahnge-
setzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396) sein können (Betriebsanlagen der 
Eisenbahn).  

Der Begriff der „Schienenwege“ wird außerdem in einer Vielzahl von Normen des „Allgemei-
nen Eisenbahngesetzes“ (AEG) und der Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsverordnung 
(EIBV)18 verwendet. Mangels Definition des Begriffes „Schienenweg“ im „Allgemeinen Ei-

senbahngesetz“ (AEG) muss die Auslegung durch Abgrenzung der sonstigen verwendeten 
Begriffe vorgenommen werden, insbesondere der Begriffsbestimmungen in § 2 Abs. 3a und 
Abs. 3b AEG. Gemäß § 2 Abs. 3 AEG umfasst die Eisenbahninfrastruktur die Betriebsanla-
gen der Eisenbahnen einschließlich der Bahnstromfernleitungen. § 2 Abs. 3a AEG definiert 
den Betreiber der Schienenwege als „jedes Eisenbahninfrastrukturunternehmen, das den 
Betrieb, den Bau und die Unterhaltung der Schienenwege der Eisenbahn zum Gegenstand 
hat, mit Ausnahme der Schienenwege in Serviceeinrichtungen“. Gemäß § 2 Abs. 3b AEG 
umfassen „Schienenwege, die zur Nutzung für den eigenen Güterverkehr betrieben werden, 
(…) Schienenwege, die dem innerbetrieblichen Transport oder der An- und Ablieferung von 
Gütern über die Schiene für ein oder mehrere bestimmte Unternehmen dienen. Eigener Gü-
terverkehr liegt auch dann vor, wenn über solche Schienenwege nicht das Unternehmen 
selbst, sondern ein Dritter den Transport für das Unternehmen durchführt.“  

Schließlich definiert § 2 Abs. 3c AEG „Serviceeinrichtungen“ als Einrichtungen für die Brenn-
stoffaufnahme, Personenbahnhöfe, deren Gebäude und sonstige Einrichtungen, Güterbahn-
höfe und -terminals, Rangierbahnhöfe, Zugbildungseinrichtungen, Abstellgleise, Wartungsein-
richtungen und andere technische Einrichtungen und Häfen. 

                                                
14  Möstl, in: Maunz/Dürig, GG, München, Stand: 57. EL (Januar 2010), Art. 87e, Rn. 176; Windthorst, in: Sachs, 

GG, 3. Aufl., München 2003, Art. 87e, Rn. 43; Suckale, in: Hermes/Sellner, Beck’scher AEG Kommentar, 
München 2006, § 2, Rn. 94 

15  Pommer, Bahnreform und Enteignung, Diss. Bielefeld 2001, S. 116 
16  Möstl, a. a. O., Art. 87e, Rn. 176; Windthorst, a. a. O., Art. 87e, Rn. 43 
17  (BGBl. I S. 1874), zuletzt geändert durch Artikel 309 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 

2407). 
18  Verordnung über den diskriminierungsfreien Zugang zur Eisenbahninfrastruktur und über die Grundsätze zur 

Erhebung von Entgelt für die Benutzung der Eisenbahninfrastruktur (Eisenbahninfrastruktur- Benutzungsver-
ordnung - EIBV), http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/eibv_2005/gesamt.pdf 
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Über diese Abgrenzung zwischen Schienenwegen und Serviceeinrichtungen lässt sich aber 
erkennen, dass Schienenwege im Sinne des AEG einen Teil der Serviceeinrichtungen bilden 
können, z.B. innerhalb von Personen- oder Güterbahnhöfen, dass die Serviceeinrichtungen 
selbst deshalb aber noch keine Schienenwege sind bzw. sein müssen. Dieses wird auch 
durch § 9a AEG deutlich, weil Betreiber von Schienenwegen danach besondere Entflech-
tungsvoraussetzungen erfüllen müssen, Betreiber von Serviceeinrichtungen dagegen nicht. 
Schließlich differenzieren auch §§ 14 ff. AEG zwischen Schienenwegen und Serviceeinrich-
tungen, speziell § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AEG zwischen Schienennetz-Nutzungsbedingungen 
und Nutzungsbedingungen für Serviceeinrichtungen. Dementsprechend ergibt sich aus dem 
AEG, dass eine Serviceeinrichtung, speziell die unter § 2 Abs. 3c AEG genannten Einrichtun-
gen, kein Bestandteil eines Schienenweges sein kann.  

§ 2 Abs. 3, 3a und 3b AEG wurden aufgrund des „Dritten Gesetzes zur Änderung eisenbahn-
rechtlicher Vorschriften“ vom 27. April 200519 in das AEG eingefügt. Dieses Gesetz diente der 
Umsetzung der EG-Richtlinien 2001/12/EG, 2001/13/EG und 2001/14/EG, wobei speziell 
die Einfügung von § 2 Abs. 3a und Abs. 3b AEG der Umsetzung der Richtlinie 2001/14/EG 
diente20. In den europäischen Richtlinien zum Eisenbahnwesen wird der Begriff der „Schie-
nenwege“ zwar nicht verwendet, da der Fahrwege gebraucht wird, ohne diesen selbst legal 
zu definieren21. Allerdings lässt sich hier wiederum mit der Abgrenzung zu anderen Begriffen 
arbeiten.  

Der „Betreiber der Infrastruktur“ i. S. d. Art. 3 Buchst. h der Richtlinie 2001/14/EG sollte durch 
den „Betreiber der Schienenwege“ ersetzt werden22. Demnach bilden Schienenwege i. S. d. 
§ 2 Abs. 3a AEG als wesensgleiches Minus eine Teilmenge der Eisenbahninfrastruktur i. S. 
d. § 2 Abs. 3 AEG23. Der Begriff der Schienenwege ist unter Zugrundelegung einer europa-
rechtskonformen Auslegung identisch mit den Fahrwegen der Eisenbahn i. S. v. Art. 2 lit. h 
der Richtlinie 2001/14/EG. Unter Berücksichtigung von Art. 2 lit. i der Richtlinie 2001/14/EG 
sind die Schienenwege als das Netz bzw. Schienennetz zu verstehen. Darunter sind dann 
ebenfalls die schienennotwendigen Bestandteile zu verstehen24. 

Ob Steuerungs-, Sicherungs- und Energieversorgungseinrichtungen an den Gleisen 
selbst zu den Schienenwegen gehören, ist strittig. Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
hatte der Bundesrat vorgeschlagen, in § 2 Abs. 3a AEG einen Satz 2 mit folgendem Inhalt 
einzufügen: „Zu den Schienenwegen zählen die Gleisanlagen, die Leit- und Sicherungstech-

                                                
19  BGBl I S. 1138 
20  Vgl. Begründung des Regierungsentwurfs in BT-Drs. 15/3280, S. 14 
21  Nach Art. 2 lit. l der Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 

2001 über die Zuweisung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten für die Nutzung 
von Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung (RL 2001/14/EG) ist Zugtrasse die Fahrweg-
kapazität, die erforderlich ist, damit ein Zug zu einer bestimmten Zeit zwischen zwei Orten verkehren kann. 
Nach Art. 2 lit. g der Richtlinie 2001/14/EG ist die Fahrwegkapazität die Möglichkeit, für einen Teil des Fahr-
wegs für einen bestimmten Zeitraum beantragte Zugtrassen einzuplanen. Art. 2 lit. i der Richtlinie 
2001/14/EG definiert das Netz bzw. Schienennetz als die Gesamtheit der Eisenbahnfahrwege, die sich im 
Eigentum eines Betreibers der Infrastruktur befinden und/oder von diesem verwaltet werden. 

22  BT-Drs. 15/3280, S. 14 
23  Suckale, a. a. O., § 2, Rn. 105 
24  Suckale, a. a. O., § 2, Rn. 94 
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nik, sowie die Anlagen zur Streckenelektrifizierung.“25 Die Bundesregierung lehnte diesen 
Vorschlag ab, da die Möglichkeit bestünde, dass Schienenwege und die Steuerungs- und 
Sicherungssysteme durch verschiedene Betreiber der Schienenwege betrieben würden, 
wenn die Steuerungs- und Sicherungssysteme nur unter die Definition des Schienenweges 
fallen. Aus diesem Grund wurde § 4 Abs. 3 AEG eingefügt26. 

In der Folge bildeten sich dann zwei verschiedene Ansichten zum Begriff des Schienenweges 
heraus: Nach einer Ansicht umfassen Schienenwege unter Hinzuziehung der Ausnahme des 
§ 2 Abs. 3a AEG die Gleisanlagen mit ihrem Ober- und Unterbau einschließlich der Oberlei-
tungen bzw. Stromschienen sowie die Steuerungs- und Sicherungssysteme, worunter auch 
Versorgungseinrichtungen für Fahrstrom fielen, soweit es sich um Fahrleitungen einschließ-
lich der dazugehörigen Masten oder um parallel zum Gleis verlaufende Stromschienen ein-
schließlich ihrer Tragestützen handelt. Ausgenommen seien Bahnstromfernleitungen, ein-
schließlich der zugehörigen Umformer-, Gleichrichter- und Unterwerke27 sowie Anlagen zur 
Erzeugung, Umwandlung und Verteilung von elektrischem Strom für das Signalwesen und 
die Fernmeldeanlagen28. Nach anderen Ansicht sind Schienenwege eine Teilmenge der Be-
triebsanlagen der Eisenbahnen i. S. d. § 2 Abs. 3 AEG und von anderen Betriebsanlagen, die 
keine Schienenwege darstellen, abzugrenzen. Sie umfassten damit nur die eigentliche Gleis-
anlage, auf denen der Zugbetrieb abgewickelt wird, den Ober- und Unterbau, nicht jedoch 
weitere für den Bahnbetrieb erforderliche Anlagen, wie Brücken nach § 4 Abs. 3 AEG oder 
die Steuerungs-, Sicherungs- und Energieversorgungseinrichtungen, die allerdings weiterhin 
dem Pflichtenkreis des Betreibers von Schienenwegen zuzurechnen seien29. 

 

Fazit: Der „Schienenweg“ im Sinne der eisenbahnrechtlichen Gesetzgebung, insbesondere 
nach § 2 Abs. 3a, 3b und 3c AEG, umfasst damit jedenfalls die Gleisanlage, jedoch nicht 
eventuelle Serviceeinrichtungen i. S. d. § 2 Abs. 3b AEG. Ob auch wesentliche schienenspe-
zifische bzw. -notwendige Bestandteile wie Steuerungs-, Sicherungs- und Energieversor-
gungseinrichtungen umfasst sind, ist umstritten.  

 

ccc) Immissionsschutzrechtliche Gesetzgebung 

Der Begriff „Schienenweg“ wird in § 41 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(BImSchG) zwar nicht ausdrücklich definiert, durch die amtliche Überschrift der Regelung 
(„Straßen und Schienenwege“) und den Inhalt von § 41 Abs. 1 BImSchG aber als „Eisenbah-
nen, Magnetschwebebahnen und Straßenbahnen“ festgelegt. Hierunter werden folgende 
Schienenbahnen gefasst: Eisenbahnen, Straßenbahnen, auch wenn sie der Güterbeförde-
rung dienen, schienengebundene Bergbahnen sowie Schienenschwebebahnen bzw. Mag-
netschwebebahnen, und andere Schienenbahnen besonderer Bauart30, dagegen keine Busli-

                                                
25  BT-Drs. 15/3280, S. 23 
26  BT-Drs. 15/3280, S. 28 
27  Suckale, a. a. O., § 2, Rn. 95 und 101 
28  Suckale, a. a. O, § 2, Rn. 95 und 134: Elemente der Einsenbahninfrastruktur 
29  Kramer, in: Kunz, Eisenbahnrecht, Band I, Baden-Baden, Stand: 23. EL (Juli 2008), Erl. 2 zu § 2 AEG 
30  Jarass, BImSchG, 7. Aufl., § 41 Rdn. 14; Schulze-Fielitz, GK-BImSchG, § 41 Rdn. 27 f. 
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nien31. Nach der herrschenden Literaturansicht werden auch private Schienenwege als 
Schienenwege im Sinne von § 41 Abs. 1 BImSchG angesehen32, teilweise aber auch nur als 
„Anlagen“33.  

Außerdem wird durch § 1 Abs. 2 der 16. BImSchV geregelt, dass die Änderung von Schie-
nenwegen der Eisenbahnen und Straßenbahnen wesentlich ist, „wenn (…) ein Schienenweg 
um ein oder mehrere durchgehende Gleise baulich erweitert wird (…)“. Ein Schienenweg 
kann also aus einem oder mehreren durchgehenden Gleisen bestehen, wobei der Begriff 
„Gleis“ hier nicht eine einzelne Schiene sondern die auf denselben Schwellen befestigten 
Schienen für eine Fahrtrichtung bezeichnet. Das „Gleis“ als die „Fahrbahn für Schienenfahr-
zeuge“ „besteht in der Regel aus hintereinanderliegenden Schwellen, auf denen zwei parallel 
liegende stählerne Schienen befestigt sind“34.  

Der Regelungszweck von § 41 BImSchG ist, den Schienenweg der Eisenbahn als potentielle 
Quelle von Lärmemissionen zu erfassen. Vom Begriff des „Schienenweges“ werden somit 
lediglich diejenigen Teile davon aufgegriffen, die typischerweise geeignet sind, auf die Lärm-
verursachung Einfluss zu nehmen35. In diesem Zusammenhang werden die „Schienenwege“ 
als „Gleisanlagen einschließlich ihres Unter- und Überbaus (einschl. Bahndamm36) und der 
Oberleitung“ 37 angesehen. Nebeneinrichtungen und –anlagen gehören hiernach zwar zu der 
„Eisenbahnanlage“, aber nicht zu den „Schienenwegen“38. Nicht umfasst von den „Schienen-
wegen“ nach § 41 BImSchG sind danach vor allem Bahnsteige einschl. Zuwegen39, Bahnhö-
fe40, sowie Abstell- oder Instandhaltungsanlagen41, Stellwerke und Lokschuppen42. Der Be-
griff des Schienenwegs im Sinne von § 41 BImSchG ist insbesondere nicht identisch mit dem 
vom Gesetzgeber in § 18 Abs. 1 Satz 1 AEG als Legaldefinition eingeführten Terminus „Be-
triebsanlagen der Eisenbahn“43. 

 

ddd) Fazit der Gesetzessystematik:  

Der Regelungszweck § 41 BImSchG ist die Erfassung der potentiellen Quelle der Lärmemis-
sion. Der Regelungszweck von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c 

                                                
31  Jarass, a.a.O.; BVerwG, DVBl 1990, S. 775. 
32  Bracher, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, BImSchG, § 41 Rdn. 22; Schulze-Fielitz, GK-BImSchG, § 41 

Rdn. 27.; Czajka, in: Feldhaus, Immissionsschutzrecht, BImSchG, § 41 Rdn. 30; Storost, in: Ule/Laubinger, 
BImSchG, § 41 Rdn. C 3.  

33  Jarass, a.a.O. Rdn. 15 
34  www.wikipedia.de zu „Gleis“ unter http://de.wikipedia.org/wiki/Gleis 
35  BVerwG, NVwZ 1999, S. 67; BVerwG, Beschluss vom 23. Mai 2006, Az. 9 B 8.06, abrufbar unter: 

http://www.bundesverwaltungsgericht.de/media/archive/5635.pdf, dort m.w.N. 
36  BVerwGE 115, S. 237; BVerwGE 111, S. 108, 120; Bracher, a.a.O. Rdn. 23 
37  BVerwGE 111, S. 108, 120; BVerwGE 107, S. 350, 354 f.; BVerwG, NVwZ 1999, S. 67; Jarass, a.a.O. Rdn. 

16; Storost, a.a.O. Rdn. C 4; Bracher, a.a.O. Rdn. 23. 
38  Jarass, a.a.O. ; Schulze-Fielitz, a.a.O. Rdn. 29.  
39  BVerwG, NVwZ 1999, S. 67; VGH BW, NVwZ-RR 2000, S. 421 f.; Jarass, a.a.O.; Schulze-Fielitz, a.a.O. 

Rdn. 29; Storost, a.a.O. Rdn. C 4 
40  BVerwG, NVwZ-RR 2001., S. 360 f.; Jarass, a.a.O.; Schulze-Fielitz, a.a.O. Rdn. 29; Czajka, a.a.O. Rdn. 33; 

Bracher, a.a.O. Rdn. 22. 
41  VGH BW, NVwZ-RR 2003, S. 461; Jarass, a.a.O.; Bracher, a.a.O. Rdn. 23. 
42  Czajka, a.a.O. Rdn. 33. 
43  BVerwG, NVwZ 1999, S. 67 
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EEG 2012 ist die Ermöglichung der Errichtung von Solarstromanlagen auf Flächen, die durch 
Lärm und Abgase des Straßen- und Schienenverkehrs belastet sind und daher zu einem 
großen Teil sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch weniger wertvoll sind44. Beiden Rege-
lungen liegt dementsprechend die Grundkonstruktion zugrunde, den Schienenweg und den 
darauf stattfindenden Verkehr als Quelle von Emissionen (Lärm bzw. Lärm und Abgase) zu 
identifizieren. Folglich liegen beiden Regelungen ähnliche Regelungszwecke zugrunde.  

Der Regelungszweck von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
2012 entspricht dagegen nicht dem des AEG, die in § 1 Abs. 1 AEG als „die Gewährleistung 
eines sicheren Betriebs der Eisenbahn und eines attraktiven Verkehrsangebotes auf der 
Schiene sowie die Sicherstellung eines wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs auf der 
Schiene bei dem Erbringen von Eisenbahnverkehrsleistungen und dem Betrieb von Eisen-
bahninfrastrukturen“ beschrieben werden. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass Ne-
benanlagen, die entlang des Schienenweges gelegen sind, z.B. Bahnhöfe oder Lokschuppen, 
bereits nach § 33 Abs. 3 EEG 2010 und 2012 Gebäude sein können, weshalb die auf ihnen 
dann errichteten Solarstromanlagen gar nicht in den Anwendungsbereich von § 32 EEG 2010 
und 2012 fallen würden. Gleiches gilt für sonstige Nebenanlagen, die zwar keine Gebäude 
nach § 33 Abs. 3 EEG 2010 und 2012 sind, sondern bauliche Anlagen, die allerdings wegen 
ihrer verkehrlichen Verwendung nicht vorrangig zum Zwecke der Solarstromerzeugung er-
richtet worden sind und daher die Voraussetzungen von § 32 Abs. 2 und Abs. 3 EEG 2010 
bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 3 bzw. Abs. 2 EEG 2012 nicht erfüllen müssten.  

Dementsprechend können die Ergebnisse der Auslegung des Begriffes „Schienenweg“ im 
Sinne von § 41 Abs. 1 BImSchG am ehesten im Rahmen der Auslegung des Begriffes nach 
§ 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 herangezogen werden, 
wohingegen die Auslegung des Begriffes im Rahmen des AEG allenfalls ein Anhaltspunkt für 
Auslegung des Begriffes in § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
2012 sein kann, insbesondere hinsichtlich der Abgrenzung zu „Serviceeinrichtungen“.  

 

cc) Teleologische Auslegung 

Der Gesetzeszweck von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
2012 ist ausweislich der Begründung des Regierungsentwurfes des EEG-Änderungsgesetzes 
2010 die Ermöglichung der Errichtung von Solarstromanlagen auf Flächen, die durch Lärm 
und Abgase des Straßen- und Schienenverkehrs belastet sind und daher zu einem großen 
Teil sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch weniger wertvoll sind45. Die Erweiterung des im 
Gesetzentwurf zum EEG-Änderungsgesetz 2010 für die Anlagenerrichtung vorgesehenen 
Streifens von 100 auf 110 Metern erfolgte ausweislich der Begründung zur Beschlussempfeh-
lung des Umweltausschusses des Deutschen Bundestages zu diesem Gesetzentwurf, „um 
Abstandsgebote zur Fahrbahn zu berücksichtigen. Im Rahmen dieses Streifens können wei-
terhin auch Solaranlagen auf ehemaligen Ackerflächen eine Vergütung erhalten, da § 32 Ab-

                                                
44  BT-Drs. 17/1147, S. 5, S. 10  
45  BT-Drs. 17/1147, S. 5, S. 10  
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satz 3 Nummern 3 und 4 [EEG 2010] gleichberechtigt neben einander stehen“46. Die Begrün-
dung des Regierungsentwurfs zum EEG 2012 wiederholt diese Ausführungen sinngemäß47.  

Hiernach unterstellt der Gesetzgeber, dass die Flächen neben den Schienenwegen im Ab-
stand von 100 bzw. 110 Metern durch Lärm und Abgase des Schienenverkehrs belastet sind. 
Er stellt somit durch die parallel verwendeten Begriffe „Lärm“ und „Abgase“ klar, dass die 
Belastungen nicht nur aus Schienenverkehr mit Verbrennungsmaschinen mit entsprechenden 
Abgasen (Dampf, Diesel etc.) herrühren müssen, sondern dass auch elektrischer Schienen-
verkehr durch die Lärmemissionen erfasst ist. Darüber hinaus würde der Gesetzeszweck eine 
Differenzierung zwischen privatem und öffentlichem Schienenverkehr nicht rechtfertigen, weil 
die Emissionen von Lärm und Abgasen bei beiden Verkehrsarten vergleichbar sind.  

Fraglich ist aber auch im Rahmen der Auslegung des Begriffes „Schienenweg“ nach Sinn und 
Zweck der Regelung, welche Bestandteile der Eisenbahn-Infrastruktur gemäß dem Geset-
zeszweck vom Begriff „Schienenweg“ umfasst werden sollen.  

Unter die in der Gesetzesbegründung zum EEG 2010 genannten Lärmemissionen fallen die-
jenigen Geräusche, die typischerweise durch den Verkehr auf Schienenwegen durch Loko-
motiven, andere Antriebseinheiten und Waggons entstehen; für die Beschränkung auf „Ver-
kehr“ sprechen auch die Ausführungen in der Begründung des Fraktionsentwurfs zum EEG-
Änderungsgesetz 2010 („Lärm und Abgase des Straßen- und Schienenverkehrs“). Hiervon 
umfasst sind daher speziell die Fahrgeräusche der Bahnen.  

Fraglich ist, ob auch Geräusche des ruhenden Verkehrs (Verladegeräusche, Geräusche 
durch Reparaturmaßnahmen oder durch Rangiertätigkeiten) von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 
EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 dem Sinn und Zweck nach umfasst werden 
sollen und dementsprechend auch Schienenwege, die für die Vornahme dieser Tätigkeiten 
ausgelegt sind, von der Regelung umfasst werden sollen. Dies ist dahingehend zweifelhaft, 
als diese Geräusche nicht mit der Regelmäßigkeit auftreten, wie Geräusche des fließenden 
und weitestgehend fahrplanmäßigen Verkehrs. Die Anwohner würden dann nur in deutlich 
geringerem Maße durch diese Geräuschemissionen beeinträchtigt sein, als beim fließenden 
Verkehr. Dies gilt umso mehr, wenn es sich bei den Schienenwegen um Abstellgleise han-
delt, auf denen nur gelegentlich oder sporadisch Fahrzeugbewegungen stattfinden. Auch das 
Bundesverwaltungsgericht beschränkt den Anwendungsbereich von § 41 BImSchG hinsicht-
lich des Begriffes „Schienenwege“ in seiner ständigen Rechtsprechung auf den Schienen-
„Verkehr“48. In der Literatur zu § 41 BImSchG wird außerdem die Zuordnung von Verladege-

räuschen zu den Lärmemissionen von Schienenwegen verneint49. Bahnhöfe50, Abstell- oder 

                                                
46  BT-Drs. 17/1604, S. 14 
47  BT-Drs. 17/6071, S. 76 zu § 32 Abs. 1: „Die Randstreifen an diesen Autobahnen sind in der Regel aufgrund 

von Lärm und Abgasen vorbelastet. Deswegen soll Strom aus Anlagen auf diesen Flächen grundsätzlich 
vergütungsfähig sein.“ 

48  BVerwG, Beschluss vom 23. Mai 2006, Az. 9 B 8.06, abrufbar unter: 
http://www.bundesverwaltungsgericht.de/media/archive/5635.pdf, dort m.w.N. 

49  Jarass, BImSchG, 7. Aufl., § 41 Rdn. 28; Bracher, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 52. EL., BImSchG, 
§ 41 Rdn. 38 m.w.N.  

50  BVerwG, NVwZ-RR 2001., S. 360 f.; Jarass, a.a.O.; Schulze-Fielitz, a.a.O. Rdn. 29; Czajka, a.a.O. Rdn. 33; 
Bracher, a.a.O. Rdn. 22. 
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Instandhaltungsanlagen51, Stellwerke und Lokschuppen52 gehören hiernach nicht zu den 
„Schienenwegen“ nach § 41 BImSchG. Auch die Lärmemissionen durch vorübergehende 
Baumaßnahmen an den Schienenwegen werden gemäß Rechtsprechung und Literatur zu 
§ 41 BImSchG von dieser Regelung nicht umfasst53. Dies spricht für eine Beschränkung des 
Begriffes „Schienenweg“ auf rein für den fließenden Verkehr genutzte Schienenfahrwege.  

„Abgase“ gehen wiederum weitestgehend von den Lokomotiven und Antriebseinheiten aus, 
die die Schienenwege befahren, während sonstige Infrastruktureinrichtungen wie Bahnhöfe 
oder Stellwerke keine wesentlich über die normale, gewerbliche Nutzung herausgehenden 
Abgasemissionen aufweisen. Hinsichtlich der Abgasemissionen würden die „Schienenwege“ 
daher am ehesten als die Schienenfahrwege, d.h. als der Bahndamm, das Schotterbett, die 
Schwellen und die Gleise zu verstehen sein. Für die Lärmemissionen gilt das gleiche. Auch 
hier gehen von sonstigen Infrastruktureinrichtungen der Bahn (z.B. Verladeeinrichtungen) 
keine wesentlich höheren Lärmemissionen aus, als z.B. von Gewerbebetrieben.  

Von den „Schienenwegen“ im engeren Sinne, d.h. den Schienenfahrwegen, sind gemäß dem 
Sinn und Zweck der Regelung außerdem solche auszunehmen, die nicht mehr als Schie-
nenwege genutzt werden, z.B. durch Demontage der Schienen, oder Aufgabe der Trasse 
(„Entwidmung“). Liegt keine öffentlich-rechtlich nachweisbare Entwidmung einer Trasse vor, 
kann sich eine solche Entwidmung, z.B. bei Privatbahnen, auch daraus ergeben, dass die 
Trasse nicht mehr in einem für den bestimmungsgemäßen Verkehr erforderlichen Maß unter-
halten wird, z.B. erforderliche Signalanlagen abgebaut werden, die Schienen jedoch noch 
verbleiben, oder dass die Schienenwege reichlichen Bewuchs aufweisen, der den bestim-
mungsgemäßen Verkehr verhindert. Von diesen „Schienenwegen“ gehen dann keine aktuel-
len Abgas- und Lärmemissionen aus, weshalb die angrenzenden Flächen auch nicht dahin-
gehend ökologisch benachteiligt sind, folglich in teleologischer Hinsicht auch keine „Schie-
nenwege“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 oder § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
2012 sein können. Sollten die ehemals als Bahntrassen genutzten Flächen oder hieran an-
grenzende Flächen im Einzelfall Kontaminationen aus einer vorherigen verkehrlichen Nut-
zung aufweisen, können sie stattdessen unter die „Konversionsflächen aus vorheriger 
verkehrlicher Nutzung“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 EEG 2010 oder § 32 Abs. 2 Nr. 
2 EEG 2012 fallen.  

 

dd) Fazit der Auslegung des Begriffes „Schienenweg“: 

Gemäß der Auslegung von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
2012 nach dem Wortlaut, der Systematik, der Gesetzeshistorie und dem Sinn und Zweck der 
Regelungen ist festzuhalten, dass ein „Schienenweg“ im Sinne der Regelung der Schienen-
fahrweg ist, bestehend aus dem Bahndamm, dem Schotterbett, den Schwellen und den Glei-
sen. Hierzu gehören sowohl für die private als auch für die öffentliche Nutzung genutzte 

                                                
51  VGH BW, NVwZ-RR 2003, S. 461; Jarass, a.a.O.; Bracher, a.a.O. Rdn. 23. 
52  Czajka, a.a.O. Rdn. 33. 
53  VGH München, NVwZ-RR 2005, S. 23; Jarass, BImSchG, 7. Aufl., § 41 Rdn. 28a; Bracher, in: Land-

mann/Rohmer, Umweltrecht, 52. EL., BImSchG, § 41 Rdn. 39 m.w.N.. 
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Schienenwege. Außerdem sind sowohl Schienenwege für überregionale Nutzung als auch 
solche für den S-Bahn-, U-Bahn- und Straßenbahnverkehr von den Regelungen umfasst. 
Unschädlich ist es, wenn z.B. im Rahmen einer Schnellfahr-Neubaustrecke das Gleisbett 
nicht über Schwellen verfügt, sondern über in einem Betonbett befestigte Schienen. Gleiches 
gilt bei Straßen- und S-Bahnen. Ebenfalls unerheblich ist die Art der Krafterzeugung der auf 
diesen Schienenwegen eingesetzten Antriebseinheiten; somit führt sowohl ein Dampf- und 
Dieselbetrieb als auch ein Betrieb mit Elektrolokomotiven oder entsprechenden Antriebsein-
heiten zur Vorlage eines „Schienenweges“ im Sinne dieser Regelungen.  

Grundvoraussetzung für die Annahme eines Schienenweges im Sinne dieser Regelungen ist 
die aktuelle Nutzung des Schienenweges zumindest für den Fahrverkehr. Bereits stillgelegte 
oder teilweise bzw. vollständig demontierte Bahntrassen sind mglw. „Konversionsflächen aus 
vorheriger verkehrlicher Nutzung“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 EEG 2010 oder § 32 
Abs. 2 Nr. 2 EEG 2012, aber keine „Schienenwege“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 
EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 mehr.  

Aufgrund der weitgehend gleichen Zielrichtung von § 41 BImSchG und § 32 Abs. 3 Nr. 4 EEG 
2010 sowie § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 liegt es nahe, den Begriff „Schienenwege“ nach 
§ 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 auf die für den flie-
ßenden Verkehr benutzten Schienenwege zu begrenzen, und Bahnhöfe, Abstellanlagen, 
Instandhaltungs- und Instandsetzungsanlagen, Lokschuppen etc. vom Wortlaut des Begriffes 
„Schienenwege“ auszunehmen. Nicht mit abschließender Sicherheit beurteilt werden kann, 
ob noch aktiv genutzte Abstellgleise „Schienenwege“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Nr. 4 EEG 
2010 sind. Hiergegen spricht jedoch die im Vergleich zu Schienenwegen für den fließenden 
Verkehr nicht regelmäßige Nutzung dieser Einrichtungen sowie der Umstand, dass diese 
Einrichtungen gemäß der Rechtsprechung und Literatur zu § 41 BImSchG keine Schienen-
wege im Sinne dieser Regelung sind.  

 

d)  Beginn der Abstandsfläche von 110 m neben „Autobahnen“ oder „Schienenwe-

gen“ nach § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 

Gemäß § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 besteht die 
Vergütungspflicht des Netzbetreibers für Strom aus einer Anlage nach § 32 Abs. 2 EEG 2010 
bzw. § 32 Abs. 1, die im Geltungsbereich eines Bebauungsplans errichtet wurde, der zumin-
dest auch zu diesem Zweck nach dem 1. September 2003 aufgestellt oder geändert worden 
ist, nur, wenn sich die Anlage auf Flächen befindet, die längs von Autobahnen oder Schie-
nenwegen liegen, und sie „in einer Entfernung bis zu 110 Metern, gemessen vom äußeren 
Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet“ wurde bzw. worden ist. 

 

aa) Errichtung innerhalb der Abstandsfläche von 110 Metern  

Die Begriffe „in einer Entfernung bis zu 110 Metern“ verdeutlichen, dass die von § 32 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 erfasste Aufstellfläche innerhalb 
eines Abstands von Null bis 110 Metern, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahr-
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bahn, liegen muss. Besteht die Solarstrom-Installation wie fast immer aus mehreren Modulen, 
ist der Strom aus denjenigen Modulen nicht von der Vergütungspflicht nach § 32 Abs. 3 Satz 
1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 erfasst, der in Modulen erzeugt wird, 
die in einem größeren Abstand als 110 Meter, gemessen vom äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahn, neben den Autobahnen bzw. Schienenwegen liegen. Dann kann sich eine eventu-
elle Vergütungspflicht nur noch aus anderen Fällen des § 32 EEG 2010 oder 2012 ergeben.  

Dies wird auch durch die Begründung zum Regierungsentwurf des EEG-Änderungsgesetzes 
2010 gestützt, wonach  

„auch solche Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie eine ge-
setzliche Vergütung nach dem EEG (erhalten sollen), die sich auf Flächen befinden, die 
längs von Autobahnen und Schienenwegen in einer Entfernung bis zu 100 Metern54, 
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, liegen. Diese Flächen sind 
durch Lärm und Abgase des Straßen- und Schienenverkehrs belastet und daher zu ei-
nem großen Teil sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch weniger wertvoll.“  

Auch die Beschlussempfehlung des Umweltausschusses des Deutschen Bundestages, die 
vorschlug, die Grenze auf 110 Meter auszuweiten, geht von einer Errichtung der Anlagen „im 
Rahmen dieses Streifens“, d.h. im Rahmen des Streifens von Null bis 110 Metern, gemessen 
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, aus.  

Für „Autobahnen“ im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c 
EEG 2012 bestimmt die Regelung, dass die 110 Meter „gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn“ berechnet werden müssen. Der äußerste Rand der befestigten Fahr-
bahn ist nach den Begriffen „befestigt“ und „Fahrbahn“ zu bestimmen.  

 

bb) „Fahrbahnen“ von „Autobahnen“ 

Die Fahrbahn endet dort, wo die Oberfläche nicht mehr zum Befahren durch den fließenden 
Kraftfahrverkehr vorgesehen ist. Teile der Fahrbahn sind nur der Fahrstreifen und der Rand-
streifen, jedoch nicht der Seitenstreifen (Standstreifen oder Standspur), das Bankett, ein 
möglicher Geh- oder Radweg neben dem Fahrstreifen und die Böschung. Dementsprechend 
beginnt der Streifen, innerhalb derer die Solarstrommodule nach § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 
EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 in einer Tiefe von 110 Metern neben Autobah-
nen errichtet werden dürfen, im Anschluss an die Fahrbahn, bestehend aus dem äußeren 
Fahrstreifen und dem Randstreifen, d.h. meist zu Beginn des Seitenstreifens (Standspur 
o.ä.). Innerhalb dieses Streifens von 110 Metern liegen daher weiterhin eventuell vorhandene 
Seitenstreifen, Bankette, Entwässerungsrinnen, Geh- und Radwege und Böschungen. Somit 
gehört der Standstreifen einer Autobahn nicht mehr zur „befestigten Fahrbahn“.  

Insbesondere gilt dies für Rastplätze (ggf. mit Restauration oder Tankstelle) oder reine Park-
plätze neben der Autobahn, da diese wie auch entsprechende Standstreifen nicht für den 
fließenden sondern für den gelegentlichen Verkehr ausgelegt sind. Unerheblich ist in diesem 

                                                
54  Gemäß Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages vom 06.05.2010 aufgrund der Beschlussempfeh-

lung seines Umweltausschusses (BT-Drs. 17/1604, S. 14): 110 Meter 
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Zusammenhang auch, ob diese Parkplätze – gemäß dem Ansatz der Clearingstelle EEG - 
bewacht oder unbewacht sind, da sie in beiden Fällen nicht für den fließenden Verkehr vor-
gesehen sind.  

 

aaa) Zur Fahrbahn gehörige Teile einer „Autobahn“: 

Der Begriff „Fahrbahn“ wird im allgemeinen Sprachgebrauch wie folgt definiert: 

„Die Fahrbahn dient als Verkehrsraum und setzt sich aus den einzelnen Fahrstreifen und 
dem Randstreifen zusammen. Sie darf mit Fahrzeugen befahren werden und bildet den zu-
sammenhängenden, befestigten Teil der Straße. Der Seitenstreifen ist nicht Teil der Fahr-
bahn.“55 Teilweise wird der Begriff „Fahrbahn“ auch als der für den Kraftfahrzeugverkehr be-
stimmte Teil von Straßen (einschließlich der befahrbaren Randstreifen) und Straßenbrücken“ 

56 bzw. hinsichtlich seiner Bestandteile als Fahrstreifen und Randstreifen (in Abgrenzung zu 
„Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, Banketten und Entwässerungsrinnen“) definiert57.  

Gesetzessystematische Argumente stützen dieses Ergebnis. Die gleiche Aufteilung ergibt 
sich auch aus § 2 Abs. 1 StVO (s.o. unter Nr. 2 a und b). Außerdem bemessen sich die in § 9 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und § 10 Abs. 1 FStrG festgelegten Abstandsflächen 
zu Bundesfernstraßen, die von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 und § 32 Abs. 1 Nr. 3 c 
EEG 2012 sowohl gemäß dem Wortlaut der jeweiligen Regelungen als auch dem Sinn und 
Zweck aufgegriffen werden, jeweils ebenfalls als „gemessen vom äußeren Rand der befestig-
ten Fahrbahn“. Auch in diesem Zusammenhang sind nur der Fahrstreifen und der Randstrei-
fen Bestandteile der „Fahrbahn“, nicht der Standstreifen, Radwege und Parkplätze58.  

Auch die Straßengesetze der Länder differenzieren meist entsprechend: 

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 des Brandenburgischen Straßengesetzes differenziert u.a. zwischen Fahr-
bahn, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen.  

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 b) des Straßengesetzes für Baden-Württemberg differenziert zwischen die 
Fahrbahnen, Haltestellenbuchten, Gehwegen, Radwegen, Parkplätzen, Trenn-, Seiten-, 
Rand- und Sicherheitsstreifen sowie Materialbuchten.  

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 b des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen diffe-
renziert zwischen der Fahrbahn, den Trennsteifen, den befestigten Seitenstreifen (Stand-, 
Park- und Mehrzweckstreifen), den Banketten und den Bushaltestellenbuchten sowie den 
Rad- und Gehwegen, auch wenn sie ohne unmittelbaren räumlichen Zusammenhang im we-
sentlichen mit der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn gleichlaufen (unselb-
ständige Rad- und Gehwege), sowie Parkplätzen, Parkbuchten und Rastplätzen, soweit sie 
mit einer Fahrbahn in Zusammenhang stehen (unselbständige Parkflächen, unselbständige 
Rastplätze) und den Flächen verkehrsberuhigter Bereiche. 

                                                
55  www.wikipedia.de zu „Straßenquerschnitt“, Abschnitt „Fahrbahn“ unter 

http://de.wikipedia.org/wiki/Stra%C3%9Fenquerschnitt. 
56  Brockhaus, Enzyklopädie, 19. Aufl., 1988, Band 7, Begriff „Fahrbahn“ 
57  Brockhaus, Enzyklopädie, 19. Aufl., 1993, Band 21, Begriff „Straßenbau“, Unterbegriff „Straßenquerschnitt“ 
58  So generell Aust, in: Kodal/Krämer, Straßenrecht, 6. Aufl., Kap. 28 Rdn. 38.1.  
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§ 2 Abs. 2 Nr. 1 b des Straßengesetzes Sachsen differenziert zwischen der Fahrbahn, Halte-
stellenbuchten, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, den Materialbuchten sowie 
Rad- und Gehwegen, auch wenn sie ohne unmittelbaren räumlichen Zusammenhang im we-
sentlichen mit der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn gleichlaufen (unselb-
ständige Rad- und Gehwege).  

Soweit die Straßengesetze der Länder Abstandsflächen u.a. für Landes- und Kreisstraßen 
bestimmen und diese Abstandsflächen ab der Fahrbahn beginnen lassen, kommt man wegen 
der ausdrücklichen Differenzierung zwischen „Fahrbahn“ und z.B. „Seiten- oder Randstreifen“ 
in den Eingangsbestimmungen der Straßengesetze gesetzessystematisch zum gleichen Er-
gebnis59.  

Für den Begriff „Randstreifen“ existiert wiederum im allgemeinen Sprachgebrauch folgende 
Definition: 

„Der Randstreifen bildet den Abschluss der Fahrbahn und verhindert ein Abbrechen der 
Fahrbahnkante. In innerstädtischen Bereich ist der Randstreifen durch eine Entwässerungs-
rinne mit Bordstein ersetzt. An den Straßenrand schließt außerorts das Bankett an.“60  

 

bbb) Nicht zur Fahrbahn gehörige Teile einer „Autobahn“: 

Folgende straßenbauliche Einrichtungen sind in Abgrenzung zu den „Fahrstreifen“ und den 
„Randstreifen“ dementsprechend keine Bestandteile der Fahrbahn einer Autobahn: 

- Seitenstreifen, 

- Bankett, 

- Entwässerungsrinnen, 

- Geh- und Radwege und 

- Böschungen. 

Der Begriff „Seitenstreifen“ wird im allgemeinen Sprachgebrauch wie folgt definiert:  

„Der Seitenstreifen wird neben der Fahrbahn im Anschluss an den Randstreifen angeordnet. 
Er dient dabei nicht dem fließenden Verkehr und ist nicht Teil der Fahrbahn. Der Seitenstrei-
fen kann befestigt oder unbefestigt sein.“61  

und  

„Der Seitenstreifen ist Teil des Straßenquerschnitts in gleicher Höhe neben der Fahrbahn 
oder dem äußeren Randstreifen und heißt im unbefestigten Zustand Bankett, im befestigten 
Zustand steht er dem Verkehr noch zur Verfügung (Standspur o.ä.)“62.  

                                                
59  So z.B. § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Brandenburgischen Straßengesetzes oder § 22 Abs. 1 Nr. 1 des Stra-

ßengesetzes für Baden-Württemberg 
60  www.wikipedia.de zu „Straßenquerschnitt“, Abschnitt „Randstreifen“ unter 

http://de.wikipedia.org/wiki/Stra%C3%9Fenquerschnitt 
61  www.wikipedia.de zu „Straßenquerschnitt“, Abschnitt „Seitenstreifen“ unter 

http://de.wikipedia.org/wiki/Stra%C3%9Fenquerschnitt 
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Für den Begriff „Bankett“ existieren im allgemeinen Sprachgebrauch folgende Definitionen: 

„Das Bankett (auch die Bankette) befindet sich am äußeren Rand der Straßenkrone und 
schließt an den Randstreifen oder, falls vorhanden, an den Seitenstreifen an. Im Unterschied 
zum Sommerweg sind Bankette meistens auf beiden Seiten der befestigten Fahrbahn ange-
ordnet. Das Bankett dient als unbefestigter Seitenstreifen und kann Einrichtungen der Stra-
ßenausstattung (beispielsweise Verkehrsbeschilderung oder Schutzplanken) aufnehmen. 
Zudem gibt es der befestigten Fahrbahn zusätzlichen Halt und lässt einen Teil des Oberflä-
chenwassers versickern. Für den Fahrzeugführer grenzt das Bankett durch seinen Farb- und 
Materialkontrast die Fahrbahn klar ab und erleichtert so die Orientierung im Verkehrsraum. 
Innerorts sind mit Ausnahme von anbaufreien Stadtstraßen keine Bankette angeordnet, da 
dort in der Regel ein Gehweg an den Randstreifen anschließt.“63  

sowie  

„Der nicht befestigte Seitenstreifen einer Straße; zur Aufstellung von Leit- und Markierungs-
einrichtungen und als Fußweg genutzt“64. 

Der Begriff „Entwässerungsrinnen“ wird im allgemeinen Sprachgebrauch wie folgt definiert: 

„Eine Entwässerungsrinne ist ein Bauteil zur Linienentwässerung von Oberflächen. Entwäs-
serungsrinnen erfüllen die Funktion, anfallendes Oberflächenwasser aus angrenzenden be-
festigten Flächen aufzunehmen, zu transportieren und zur Kanalisation abzuleiten. Sie wer-
den unmittelbar neben oder zwischen befestigten Verkehrsflächen wie Fahrbahnen, Gehwe-
gen, Parkplätzen und dgl. angelegt. Entwässerungsrinnen sind befestigt und kommen haupt-
sächlich in der Ortslage vor.“65  

und  

„Eine Entwässerungsrinne ist ein Bauteil zur Linienentwässerung von Oberflächen. Diese gibt 
es in verschiedenen Nennweiten (Nennweiten = lichtes Innenmaß). Entwässerungsrinnen 
erfüllen die Funktion, anfallendes Niederschlagswasser aus angrenzenden befestigten Flä-
chen aufzunehmen, zu transportieren und zur Kanalisation abzuleiten. Im Vergleich zur 
Punktentwässerung sind die mit Hilfe von Entwässerungsrinnen entwässerten Flächen eben 
und weisen eine leichte Neigung zur Linienentwässerung hin auf.“66 

Die Begriffe „Geh- und Radweg“ sind selbsterklärend. 

Der Begriff „Böschung“ wird im Rahmen des Straßenbaus wie folgt definiert: 

„Ergibt sich zwischen Bankett und dem Gelände ein Höhenunterschied, so wird am Rand des 
Straßenquerschnittes eine Böschung ausgebildet. Liegt das Bankett unterhalb des Geländes 
spricht man von einer Einschnittsböschung, liegt das Bankett dagegen oberhalb des Gelän-

                                                                                                                                                    
62  Brockhaus, Enzyklopädie, 19. Aufl., 1993, Band 20, Begriff „Seitenstreifen“ 
63  www.wikipedia.de zu „Straßenquerschnitt“, Abschnitt „Bankett“ unter 

http://de.wikipedia.org/wiki/Stra%C3%9Fenquerschnitt 
64  Brockhaus, Enzyklopädie, 19. Aufl., 1987, Band 2, Begriff „Bankett“ bzw. „Bankette“ 
65  www.wikipedia.de zu „Straßenentwässerung“, Abschnitt „Entwässerungsrinnen“ unter 

http://de.wikipedia.org/wiki/Stra%C3%9Fenentw%C3%A4sserung 
66  www.wikipedia.de zu „Entwässerungsrinne“ unter http://de.wikipedia.org/wiki/Entw%C3%A4sserungsrinne 
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des erhält sie die Bezeichnung Dammböschung. Ein Anschnitt liegt vor, wenn der Straßen-
körper bergseitig ins Gelände einschneidet und talseitig aufgeschüttet ist.“67  

sowie allgemein 

„Eine Böschung ist ein natürlicher oder künstlicher Geländeknick oder -sprung.“68  

und 

„Die Neigung des Geländes zwischen zwei verschieden hoch gelegenen Ebenen, z.B. die 
geeigneten Begrenzungsflächen eines Dammes“.69  

 

cc) Befestigte Fahrbahn 

Der Begriff „Befestigen“ bezeichnet „das Fixieren und/oder Stabilisieren von Bauteilen oder -
elementen in einer Maschine oder einem konstruktiven System (z.B. mit Federn, durch Na-
geln, Nieten, Kleben, Schrauben oder Schweißen) sowie auch das Tragfähigmachen von zu 
bebauendem Untergrund. Im Straßen- und Hochbau ist häufig eine Bodenbefestigung auf-
grund der auftretenden dynamischen oder statischen Belastungen erforderlich, da sonst die 
Bauwerke über längere Zeit durch nachgiebigen Untergrund gefährdet sind.“70 

Die „befestigte Fahrbahn“ wird im allgemeinen Sprachgebrauch wie folgt definiert: 

„Als befestigter Teil der Straße besteht die Fahrbahn aus einem ein- oder mehrschichtigen 
Straßenoberbau. Auf einer bituminösen oder hydraulischen Tragschicht liegt die Deckschicht 
(auch Fahrbahndecke). Die Schichtdicke und die Korngröße des Materials nimmt dabei von 
der unteren Schicht zur oberen Schicht hin ab. Für die Verwendung als Deckschicht kommen 
im Wesentlichen Asphalt und Beton in Frage. Es sind jedoch auch Pflaster- oder Plattenbelä-
ge möglich. Zusammensetzung und Dicke aller beteiligten Schichten bestimmen sich aus der 
Verkehrsbelastung und der bemessungsrelevanten Beanspruchung (äquivalente 10-t-
Achsübergänge).“71 

Befestigt ist daher alles, das als Fahrbahn (d.h. Fahrstreifen und Randstreifen) eine befestig-
te Fahrbahn-Auflage aufweist. Diese Auflagen sind bei Autobahnen Beton- oder Asphaltfahr-
bahnauflagen72. 

Schotterabschnitte neben einem Beton- oder Asphalt-Abschnitt der Fahrbahn sind daher kei-
ne Bestandteile der „befestigten Fahrbahn“ mehr, selbst wenn sie im Einzelfall noch Bestand-
teil der Fahrbahn wären.  

                                                
67  www.wikipedia.de zu „Straßenquerschnitt“, Abschnitt „Böschung“ unter 

http://de.wikipedia.org/wiki/Stra%C3%9Fenquerschnitt 
68  www.wikipedia.de zu „Böschung“ unter http://de.wikipedia.org/wiki/B%C3%B6schung 
69  Brockhaus, Enzyklopädie, 19. Aufl., 1987, Band 3, Begriff „Böschung“ 
70  Brockhaus, Enzyklopädie, 19. Aufl., 1987, Band 3, Begriff „Befestigen“ 
71  www.wikipedia.de zu „Straßenquerschnitt“, Abschnitt „Fahrbahn“ unter 

http://de.wikipedia.org/wiki/Stra%C3%9Fenquerschnitt 
72  www.wikipedia.de zu „Autobahn (Deutschland)“, Abschnitt „Straßenbeläge“, unter 

http://de.wikipedia.org/wiki/Autobahn_(Deutschland)#Stra.C3.9Fenbel.C3.A4ge 
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Dies steht auch im Einklang mit der Begründung des Regierungsentwurfs zum EEG-Ände-
rungsgesetz 2010, da dort zwar wiederum die Begriffe „längs von Autobahnen und Schie-
nenwegen in einer Entfernung bis zu 100 Metern73, gemessen vom äußeren Rand der befes-
tigten Fahrbahn, liegen“74 verwendet werden, diese aber nicht näher eingegrenzt werden.  

Weitergehenden Anhaltspunkte aus der Gesetzessystematik, der Gesetzeshistorie und dem 
Sinn und Zweck von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 
sind nicht ableitbar.  

Dementsprechend beginnt der Streifen, innerhalb derer die Solarstrommodule nach § 32 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 in einer Tiefe von 110 Metern 
neben Autobahnen errichtet werden dürfen, im Anschluss an die befestigte Fahrbahn, beste-
hend aus dem äußeren Fahrstreifen und dem Randstreifen, soweit diese nach den vorste-
henden Maßgaben „befestigt“ sind. Innerhalb dieses Streifens von 110 Metern liegen daher 
weiterhin eventuell vorhandene Seitenstreifen (z.B. Standspur), Bankette, Entwässerungsrin-
nen, Geh- und Radwege und Böschungen, ohne dass diese Einrichtungen dazu führen wür-
den, dass der Streifen von 110 Metern erst jenseits dieser Einrichtungen beginnen würde. 
Auch der Standstreifen einer Autobahn gehört nicht mehr zur „befestigten Fahrbahn“.  

Insbesondere gilt dies für Rastplätze (ggf. mit Restauration oder Tankstelle) oder reine Park-
plätze neben der Autobahn, da diese wie auch entsprechende Standstreifen nicht für den 
fließenden sondern für den gelegentlichen Verkehr ausgelegt sind.  

 

dd) Schienenwege 

Obwohl § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 die zulässi-
gen Aufstellflächen für Solarstromanlagen sowohl für Autobahnen als auch für Schienenwege 
als „110 Meter, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn“ definieren, existiert 
eine entsprechende Fahrbahn nur bei Autobahnen, nicht bei Schienenwegen.  

Die Begründung des Regierungsentwurfs zum EEG-Änderungsgesetz 2010 differenziert hin-
sichtlich der Fahrbahn wie bereits der Gesetzestext nicht zwischen den Autobahnen und den 
Schienenwegen, da dort wiederum die Begriffe „längs von Autobahnen und Schienenwegen 
in einer Entfernung bis zu 100 Metern75, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahr-
bahn, liegen“76 verwendet werden. Auch die Begründung der Beschlussempfehlung des Um-
weltausschusses unterscheidet für die Ausweitung der Aufstellfläche auf 110 Metern nicht 
zwischen „Autobahnen“ und „Schienenwegen“77.  

                                                
73  Gemäß Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages vom 06.05.2010 aufgrund der Beschlussempfeh-

lung seines Umweltausschusses (BT-Drs. 17/1604, S. 14): 110 Meter 
74  BT-Drs. 17/1147, S. 5, S. 10 
75  Gemäß Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages vom 06.05.2010 aufgrund der Beschlussempfeh-

lung seines Umweltausschusses (BT-Drs. 17/1604, S. 14): 110 Meter 
76  BT-Drs. 17/1147, S. 5, S. 10 
77  BT-Drs. 17/1604, S. 14:„Die Änderung in Buchstabe c erweitert die Breite des Streifens, auf dem längs von 

Autobahnen und Schienenwegen grundsätzlich eine Vergütung für errichtete Solaranlagen gezahlt werden 
kann, von 100 auf 110 Meter, um Abstandsgebote zur Fahrbahn zu berücksichtigen.“ 
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Alternativ hierzu könnte angenommen werden, dass die Einschränkung „gemessen vom äu-
ßersten Rand der befestigten Fahrbahn“ in § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 
Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 nur für „Autobahnen“ im Sinne dieser Regelung gilt, nicht für 
„Schienenwege“. Hiergegen spricht jedoch der Wortlaut innerhalb von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012, da sich  

- zum einen die Solarstromanlage auf Flächen befinden muss, die längs von Autobah-
nen und Schienenwegen liegen, und  

- zum anderen wiederum die Solarstromanlage in einer Entfernung von bis zu 110 Me-
tern, gemessen vom äußersten Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet werden 
muss.  

Die Begriffe „gemessen vom äußersten Rand der befestigten Fahrbahn“ beziehen sich somit 
in erster Linie auf die Solarstromanlage, und erst in zweiter Linie auf den Verkehrsweg, ne-
ben dem die Anlage errichtet werden soll. Außerdem wird der Anwendungsbereich der Begrif-
fe „gemessen vom äußersten Rand der befestigten Fahrbahn“ nicht ausdrücklich alleinig auf 
„Autobahnen“ erstreckt, bzw. Schienenwege nicht ausdrücklich von diesem Anwendungsbe-
reich ausgegrenzt. Vielmehr sind die Begriffe „in einer Entfernung von bis zu 110 Metern, 
gemessen vom äußersten Rand der befestigten Fahrbahn,“ auf alle Solarstromanlagen, die 
im Rahmen dieser Regelung neben „Autobahnen“ oder „Schienenwegen“ errichtet werden 
sollen, anzuwenden.  

Da bei Schienenwegen aber keine „Fahrbahn“ im Sinne dieser Regelung existiert, muss der 
Bedeutungsgehalt des Begriffes „Fahrbahn“ für Schienenwege in diesem Zusammenhang 
durch Auslegung ermittelt werden.  

 

ee) Abgrenzung der „Fahrbahn“ bei „Schienenwegen“ in Analogie zur „Autobahn“ 

Da der Gesetzestext und die Gesetzesbegründung hinsichtlich der Bezugnahme auf die „be-
festigte Fahrbahn“ nicht zwischen „Autobahnen“ und „Schienenwegen“ differenzieren, es je-
doch nur bei „Autobahnen“ überhaupt eine „Fahrbahn“ gibt, bietet sich an, für „Schienenwe-
ge“ den Begriff „Fahrbahn“ durch analoge Übertragung seines Bedeutungsinhalts für „Auto-
bahnen“ auf „Schienenwege“ zu bilden. Diese Analogie ist unter Zugrundelegung der Voraus-
setzungen für eine Gesetzesanalogie geboten, da hier eine offensichtliche Regelungslücke 
für den Begriff „Schienenweg“ vorliegt und diese angesichts der ansonsten nicht bestehenden 
Anwendbarkeit von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 
auch planwidrig ist.  

In Anlegung des Bedeutungsinhaltes des Begriffes „befestigte Fahrbahn“ bei „Autobahnen“ 
auf „Schienenwege“ bedeutet dies bei Schienenwegen, dass dann von diesem Begriff nur die 
Fläche umfasst wird, die zwischen den Außenkanten der jeweils äußeren Gleise eines Schie-
nenweges gelegen ist. Wie bei „Autobahnen“ wäre nur die Fläche umfasst, die als unmittelba-
re Transportfläche für den fließenden Verkehr vorgesehen ist. Nicht umfasst von der Fläche 
wären dementsprechend insbesondere die über die Außenkanten der jeweils äußeren Gleise 
eines Schienenweges hinausgehenden Abschnitte der Bahnschwellen, das Schotterbett bzw. 
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ein anstelle dessen errichteter fester Untergrund, z.B. aus Beton, sowie eine eventuelle Bö-
schung als Bahndamm.  

Außerdem wären nur solche Schienenwege als befestigte Fahrbahnen anzusehen, die für 
den fließenden Verkehr genutzt werden. Hierdurch würden z.B. Abstellgleise oder sonstige 
mit Gleisen versehene Abstelleinrichtungen aus dem Begriff „befestigte Fahrbahn“ bei Schie-
nenwegen im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 
2012 herausfallen und ggf. Bestandteil der Abstandsfläche von 110 Metern sein.  

Dieses Ergebnis erscheint sinnvoll, da Gründe für eine Ungleichbehandlung bei der Bemes-
sung der „befestigten Fahrbahn“ zwischen „Autobahnen“ und „Schienenwegen“ nicht ersicht-
lich sind. Insbesondere wäre kein Grund dafür ersichtlich, die über die Gleise hinausragenden 
Enden der Bahnschwellen oder das Gleisbett bei „Schienenwegen“ in den Bereich der „befes-
tigten Fahrbahn“ hineinzunehmen, da diese technischen Einrichtungen zwar für die Ermögli-
chung des Befahrens der Gleise erforderlich sind, aber nicht selbst befahren werden und 
dementsprechend auch dem Wortsinne nach keine „Fahrbahn“ sein können.  

Bei einem innerhalb einer Straße verlegten Schienenweg, z.B. einer Straßen- oder einer 
Werksbahn, kommt es damit für die Abgrenzung der „Fahrbahn“ des „Schienenweges“ nur 
auf den Schienenweg selber an, nicht auf die übrige Straßenfläche, daher keinesfalls auf die 
gesamte Fahrbahn dieser Straße.  

 

e) Berechnung der 110 Meter nach § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 

1 Nr. 3 c EEG 2012 

§ 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2010 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c EEG 2012 regeln nur, dass die 
Solarstromanlagen „in einer Entfernung bis zu 110 Metern, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn errichtet“ werden dürfen. Wie diese 110 Meter Abstand an den äußeren 
Rand der befestigten Fahrbahn angelegt werden, wird in den Regelungen nicht bestimmt. 
Auch die Gesetzesmaterialien liefern hierfür keine Informationen.  

Gesetzessystematisch enthält das EEG 2010 und 2012 nur jeweils in § 5 Abs. 1 Satz 1 eine 
vergleichbare Entfernungsregelung, die auf die Luftlinie zwischen der EEG-Anlage und dem 
Netzverknüpfungspunkt abstellt. Im übrigen werden auch in den §§ 9 und 10 FStrG und in 
den entsprechenden Regelungen der Landes-Straßengesetze keine Vorgaben gemacht, wie 
der Abstand zwischen dem äußeren Rand der befestigten Fahrbahn und dem Ende der Ab-
standsfläche bestimmt wird.  

Mangels anderer Anhaltspunkte ist davon auszugehen, dass hier die Luftlinie und nicht die 
Oberflächenentfernung für die Bestimmung des Abstandes von 110 Metern maßgeblich ist. 
Diese Abstandsflächenbestimmung ist dann durch rechtwinklige Anlegung dieser 110 Meter 
an den Abschluss der „Fahrbahn“ durchzuführen.  
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